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Umsetzung des Lissabon-Programms der Gemeinschaft  
Vorschlag für eine Entscheidung des Europäischen Parlaments 
und des Rates über ein papierloses Arbeitsumfeld für Zoll und 
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Der Bundesrat hat in seiner 820. Sitzung am 10. März 2006 gemäß §§ 3 und 5 
EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

1. Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich die Bemühungen der Kommission, Zoll-
verfahren zu vereinfachen und eine elektronische Vernetzung zwischen den 
Wirtschaftsbeteiligten, Zollverwaltungen und den übrigen an der Einfuhr betei-
ligten Behörden herzustellen. 

2. Der Bundesrat unterstützt daher grundsätzlich das Anliegen der Kommission, 
leicht zugängliche Zollsysteme einzurichten und zu betreiben, die Logistik der 
Lieferkette und die Arbeitsabläufe beim Zoll zu verbessern und zu verein-
fachen. Eine effiziente Zollabwicklung dürfte den Handel erleichtern, die 
Sicherheit der Waren und des internationalen Handels erhöhen und den Um-
welt- und Verbraucherschutz durch gezieltere auf elektronische Risikoanalyse-
verfahren gestützte Zollkontrollen verbessern. 

Die Herstellung einer Datenvernetzung zwischen Zoll und anderen betroffenen 
Behörden (z. B. Polizei, Veterinär- und Umweltbehörden) berührt auch die 
Belange der Länder und dürfte mit Kosten (Personal, IT) in nicht absehbarer 
Höhe verbunden sein.  
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3. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, dem Bundesrat mitzuteilen, wie sie 
gedenkt, das Projekt konkret umzusetzen, ob und ggf. welche Kosten dafür an-
fallen werden und ob sie diese Kosten in vollem Umfang - auch für die Anbin-
dung von Polizei- und Gesundheitsbehörden an die Zollsysteme - tragen wird. 

4. Die Bundesregierung wird ferner gebeten, sich im Verlauf der weiteren 
Beratung nachdrücklich dafür einzusetzen, dass die mit dem Projekt der Daten-
vernetzung ("Single Window" gemäß Artikel 4 Abs. 3 des Entscheidungs-
vorschlags) anfallenden Kosten minimiert werden, da länderseitig hierfür keine 
Mittel zur Verfügung stehen. 

5. Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass von dem Vorhaben nicht nur die 
Zollbehörden, sondern alle für die Ein- und Ausfuhr zuständigen Behörden 
direkt betroffen sind. Dies gilt in besonderer Weise für die zuständigen 
Behörden der Länder, die mit Ein- und Ausfuhr von Lebensmitteln, tierischen 
Erzeugnissen, Pflanzen, pflanzlichen Produkten und auch anderen Warenarten 
in Verbindung mit Verpackungsholz befasst sind.  

Der Bundesrat fordert daher die Bundesregierung auf, die für die Ein- und Aus-
fuhr von Lebensmitteln, tierischen Erzeugnissen, Pflanzen, pflanzlichen Pro-
dukten und anderen Warenarten in Verbindung mit Verpackungsholz zu-
ständigen Behörden der Länder von Anfang an sowohl auf nationaler wie auch 
auf europäischer Ebene in geeigneter Weise an den Beratungen über die Ent-
wicklung der neuen Zollsysteme zu beteiligen. Nur auf diese Weise kann 
sichergestellt werden, dass diese Systeme von Anfang an so gestaltet werden, 
dass sie mit den Bedürfnissen aller betroffenen Behörden kompatibel sind und 
diese in geeigneter Weise in die elektronischen Systeme eingebunden sind. Die 
negativen Erfahrungen, die mit der Entwicklung und Einführung des elektro-
nischen Veterinärkontrollsystems TRACES gemacht werden mussten, dürfen 
sich nicht wiederholen.  

Darüber hinaus wird die Bundesregierung gebeten, auf europäischer Ebene 
darauf hinzuwirken, dass auch die übrigen betroffenen Generaldirektionen der 
Kommission, insbesondere die Generaldirektion Gesundheit und die General-
direktion Wirtschaft, sowie die Wirtschaftsbeteiligten frühzeitig an den Bera-
tungen zu dem Vorhaben beteiligt werden. 


